
STÄDTE- UND GEMEINDEBUND  
SACHSEN-ANHALT

Per E-Mail an die  
1. Kreisfreien Städte  
2. hauptamtlich geführten Städte und Gemeinden 
3. Verbandsgemeinden
im Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt 

10-12-20 li-bo  18. 7. 2023 

Aufwandsentschädigung ehrenamtlich tätiger Bürgermeister unterliegt nicht der Sozial-
versicherungspflicht;  
Urteil des Landessozialgerichtes Sachsen-Anhalt vom 10.05.2023 – L 3 BA 11/21 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir kommen zurück auf unser E-Mail-Rundschreiben vom 1. 10. 2021 sowie die KNSA-
Beiträge Nr. 218/2023 und 245/2023 vom 27. 6. 2023.  

I.  

Das Landessozialgericht hat in dem vom Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt unter-
stützten Musterverfahren der Gemeinde Molauer Land (Verbandsgemeinde Wethautal) gegen 
die Deutsche Rentenversicherung Bund mit Urteil vom 10.05.2023 - L 3 BA 11/21 - die Beru-
fung der Deutschen Rentenversicherung Bund gegen das erstinstanzliche Urteil des Sozialge-
richtes Halle vom 13.03.2018 – S 8 R 429/15 –, mit dem die Sozialversicherungsfreiheit des 
ehrenamtlich tätigen Bürgermeisters der Gemeinde Molauer Land festgestellt wurde, zurück-
gewiesen (s. Anlage). Eine Revision zum Bundessozialgericht wurde nicht zugelassen. Die 
Entscheidung ist rechtskräftig.  

Auch in vier weiteren Berufungsverfahren von Mitgliedsgemeinden der Verbandsgemeinde 
Wethautal hatte das Landessozialgericht am 10.05.2023 die Berufungen der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund zurückgewiesen und im Ergebnis festgestellt, dass eine Sozialversiche-
rungspflicht der jeweiligen ehrenamtlich tätigen Bürgermeister nicht besteht.  
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Damit dürfte für die 114 Mitgliedsgemeinden der 18 Verbandsgemeinden in Sachsen-Anhalt 
abschließend geklärt sein, dass keine Sozialversicherungspflicht für die Aufwandsentschädi-
gungen der ehrenamtlich tätigen Bürgermeister besteht.  

II. 

a) Das Landessozialgericht hat in seiner Entscheidung insbesondere auf die mit der Gemein-
degebietsreform im Jahr 2008 und der Einführung der Verbandsgemeinde verfolgten Ziele 
(Stärkung der Verwaltungskraft durch Bindung personeller und finanzieller Ressourcen 
mit einer hauptamtlichen Verwaltung) verwiesen. Dementsprechend habe das (im vorlie-
genden Fall anzuwendende Verbandsgemeindegesetz aus dem Jahr 2008) in § 12 geregelt, 
dass in Mitgliedsgemeinden von Verbandsgemeinden die Aufgaben der Gemeindeverwal-
tung ausschließlich von der Verbandsgemeindeverwaltung erledigt würden.  

Die dem Bürgermeister durch die Hauptsatzung übertragenen Kompetenzen, anstelle des 
Gemeinderates einzelne Entscheidungen bis zu einem bestimmten Vermögenswert zu tref-
fen, habe der Bürgermeister aufgrund seiner Organstellung verrichtet. Sie seien sämtlich 
Ausfluss seines Wahlamtes gewesen. Der Bürgermeister habe die Angelegenheiten des ei-
genen Wirkungskreises als Geschäfte der laufenden Verwaltung geregelt und die Umset-
zung der vom Gemeinderat getroffenen Beschlüsse veranlasst.  

Da nach den rechtlichen Vorgaben die Aufgaben der Gemeindeverwaltung ausschließlich 
von der Verbandsgemeindeverwaltung erledigt worden seien sowie der Verbandsgemein-
debürgermeister gegenüber der Verbandsgemeinde die dem Bürgermeister nach den (im 
vorliegenden Fall anzuwendenden Regelungen der) §§ 62, 63 GO LSA zugewiesenen 
Aufgaben wahrgenommen und im Einvernehmen mit dem Bürgermeister an der Vorberei-
tung der Beschlüsse des Gemeinderates und seiner Ausschüsse mitgewirkt habe, sei kein 
relevanter Bereich von Verwaltungsaufgaben mehr verblieben, der der Tätigkeit des Bür-
germeisters einer Mitgliedsgemeinde das Gepräge habe geben können. Die die näheren 
Einzelheiten regelnde Hauptsatzung der Gemeinde könne sich demzufolge hinsichtlich der 
Regelungen zu den dem Bürgermeister übertragenen Angelegenheiten bzw. Geschäfte der 
laufenden Verwaltung im Wesentlichen auf die Ausführung von Beschlüssen des Gemein-
derates beziehen, die untrennbar mit dem Wahlamt verbunden gewesen seien.  

b) Die Gewährung einer monatlichen pauschalen Aufwandsentschädigung an den Bürger-
meister ist nach Auffassung des Landessozialgerichtes kein Merkmal, das ausschlagge-
bende Bedeutung für die Beurteilung der Bürgermeistertätigkeit als entgeltliche ehrenamt-
liche Tätigkeit bei der Gemeinde erlangt.  

Finanzielle Zuwendungen schlössen die Unentgeltlichkeit des ehrenamtlichen Engage-
ments nicht prinzipiell aus. Sie seien unschädlich, wenn sie in Form von Aufwendungser-
satz konkret oder pauschal berechnete Aufwände abdeckten. Es seien keine Gesichts-
punkte erkennbar, die dafür sprächen, dass aufgrund der Höhe der Aufwandsentschädi-
gung eine Erwerbsabsicht im Vordergrund gestanden haben könnte. Die gewählte Pau-
schale knüpfe im hier streitigen Zeitraum unter Zugrundelegung des Runderlasses des Mi-
nisteriums des Innern vom 17.12.2008 an die Einwohnerzahl der Gemeinde an. Diese pau-
schale Abgeltung habe sich nachvollziehbar an der Größe der Gemeinde orientiert, da mit 
der Größe die Aufwendungen für den Bürgermeister in Bezug auf die Anzahl der Einwoh-
neranliegen, der Einwohnerfragestunden und der Arbeitsaufwand im Hinblick auf die Ge-
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meinderatssitzungen und Beschlüsse korrelierten. Bei objektiver Betrachtungsweise müss-
ten einem Bürgermeister neben dem Ehrenamt die persönlichen und zeitlichen Ressourcen 
für eine, seinen Lebensunterhalt sichernde Erwerbstätigkeit verbleiben. Die in der Haupt-
satzung aufgeführten Aufgaben und Verantwortlichkeiten seien mit einem zeitlichen Auf-
wand verbunden, der mehr für eine Ausübung aus ideellen Gründen als für eine Erwerbs-
absicht spreche.  

Obwohl die subjektive Sicht des Einzelnen nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichtes für die Frage der Entgeltlichkeit nicht ausschlaggebend sein 
solle, sprächen hier die Umstände des Einzelfalls ebenfalls eher für das Überwiegen der 
ideellen Zwecke und der Unentgeltlichkeit.  

c) Die dem Urteil des Landessozialgerichtes zugrunde liegende Rechtslage nach dem Ver-
bandsgemeindegesetz und der GO LSA in den Jahren 2010 bis 2013 hat sich durch das 
seit 1. 7. 2014 geltende Kommunalverfassungsgesetz nicht geändert, in dem die beiden 
Gesetze (sowie die Landkreisordnung) zusammengefasst wurden.  

III. 

Für laufende Widerspruchsverfahren und anhängige sozialgerichtliche Klageverfahren vor 
den Sozialgerichten bzw. dem Landessozialgericht hatten wir empfohlen, jeweils die weitere 
Ruhendstellung bis zu einer abschließenden gerichtlichen Entscheidung des Landessozialge-
richtes über das Berufungsverfahren der Gemeinde Molauer Land zu beantragen und die Sozi-
alversicherungsbeiträge unter Vorbehalt zu zahlen.  

Nunmehr sollte die Deutsche Rentenversicherung Bund bei ruhend gestellten Widerspruchs-
verfahren aufgefordert werden, dem Widerspruch unter Berücksichtigung der Entscheidung 
des Landessozialgerichtes vom 10.05.2023 abzuhelfen und die unter Vorbehalt gezahlten So-
zialversicherungsbeiträge zu erstatten.  

Bei ruhend gestellten Sozialgerichtsverfahren sollte das Gericht über die Entscheidung des 
des 3. Senates des Landessozialgerichtes vom 10.05.2023 informiert und die Wiederaufnahme 
des Verfahrens beantragt werden.  

Zusatz für die Verbandsgemeinden:  
Wir bitten, die Mitgliedsgemeinden entsprechend zu informieren.  

Mit freundlichen Grüßen 

Heiko Liebenehm 
Erster Beigeordneter 

Anlage 
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Landessozialgericht Sachsen-Anhalt

L 3 EA 11/21
S 8 R 429/15 (Sozialgericht Halle)
Aktenzeichen

eureos gmbh steuerberatungsgesellschaft
rechtsanwaltsgesellschaft

NL Leipzig

Im Namen des Volkes

URTEIL
in dem Rechtsstreit

0 5. Juni 2023

Gemeinde Molauer Land, vertreten durch die Verbandsgemeindebürgermeisterin der
Verbandsgemeinde Wethautal Kerstin Beckmann, Corseburger Weg 11, 06721 Oster-
feld
Prozessbevollmächtigte: Eureos GmbH Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwaltsge-
sellschaft, Nikolaistraße 3-9, 04109 Leipzig

— Klägerin und Berufungsbeklagte —

gegen

Deutsche Rentenversicherung Bund, vertreten durch das Direktorium, Ruhrstraße 2,
10709 Berlin

— Beklagte und Berufungsklägerin —

weitere Verfahrensbeteiligte:

1. Rolf Werner, Nr. 8, 06628 Abtlöbnitz
2. IKK gesund plus, vertreten durch den Vorstand, Umfassungsstraße 85,

39124 Magdeburg,
3. Pflegekasse bei der IKK gesund plus, vertreten durch den Vorstand, Um-

fassungsstraße 85, 39124 Magdeburg
— Beigeladene —

Der 3. Senat des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt in Halle hat auf die mündliche
Verhandlung vom 10. Mai 2023 durch die Vorsitzende Richterin am Landessozialgericht
Klamann, den Richter am Landessozialgericht Hüntemeyer und die Richterin am Lan-
dessozialgericht Dr. Yokota sowie den ehrenamtlichen Richter Scheinpflug und die eh-
renamtliche Richterin Unger für Recht erkannt:
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Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Halle vom
13. Februar 2018 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte trägt die Kosten der Klägerin auch im Berufungsverfahren.
Den Beigeladenen sind Kosten nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist umstritten, ob die Klägerin für die Tätigkeit des Beige lade-

nen zu 1. als ihrem ehrenamtlichen Bürgermeister im Zeitraum vom 1. Januar 2010 bis

zum 31. Dezember 2013 Sozialversicherungsbeiträge nachzuentrichten hat.

Im Rahmen der Gemeindegebietsreform in Sachsen-Anhalt zum 1. Januar 2010 schlos-

sen sich die Gemeinden Abtlöbnitz, Casekirchen, Leislau, und Molau (mit jeweils am

31. Dezember 2008 gemeldeten 155, 246, 258 und 542 Einwohnern) zur Gemeinde

Molauer Land und diese wiederum mit den Gemeinden Meineweh, Mertendorf, Schön-

burg und Wethau sowie den Städten Osterfeld und Stößen zur Verbandsgemeinde Wet-

hautal zusammen.

Der Beigeladene zu 1,, der mit Wirkung vom 8. Juli 2008 für die Dauer von sieben Jahren

zum Bürgermeister der Gemeinde Abtlöbnitz ernannt worden war, wurde ausweislich der

Ernennungsurkunde der Klägerin vom 18. Januar 2010 mit Wirkung von diesem Datum

unter Berufung in das Ehrenbeamtenverhältnis auf Zeit für die Dauer von sieben Jahren

zum Bürgermeister der Klägerin berufen.

Nach der Durchführung einer Betriebsprüfung nach § 28p Abs. 1 Viertes Buch Sozialge-

setzbuch (Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung - SGB IV) am 10. No-

vember 2014 mit nachfolgender Schlussbesprechung am 11. November 2014 forderte

die Beklagte bezogen auf den Prüfzeitraum vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember

2013 Gesamtsozialversicherungsbeiträge i.H.v. 8.439,84 € von der Klägerin (Bescheid

vom 16. Dezember 2014). Sie - die Beklagte - habe die Versicherungspflicht des ehren-

amtlich tätigen Bürgermeisters - des Beigeladenen zu 1. - im vorgenannten Zeitraum

festgestellt. Ehrenamtliche Bürgermeister, die neben Repräsentationsaufgaben auch

Verwaltungsaufgaben wahrnähmen und hierfür eine den tatsächlichen Aufwand über-

steigende pauschale Aufwandsentschädigung erhielten, seien regelmäßig Beschäftigte
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und unterlägen grundsätzlich der Veršicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Ren-

tenversicherung. Versicherungsfreiheit bestehe für ehrenamtliche Bürgermeister in der

Arbeitslosenversicherung. Für die Annahme eines Beschäftigungsverhältnisses sei es

schon ausreichend, wenn der ehrenamtliche Bürgermeister als Leitung der Verwaltung

fungiere. Eine quantitative und qualitative Bewertung der Verwaltungsaufgaben sei nicht

erforderlich (Hinweis auf Urteil des Bundessozialgerichts <BSG> vom 25. Januar 2006 -

B 12 KR 12/05 R juris). Nach den Vorschriften in der Gemeindeordnung für das Land

Sachsen-Anhalt (GO LSA) zählten zu den Verwaltungsaufgaben eines ehrenamtlichen

Bürgermeisters u.a die

- Verantwortlichkeit für die verwaltungsmäßige Vorbereitung und Durchführung der Be-

schlüsse des Gemeinderates und seiner Ausschüsse,

- Unterrichtung des Gemeinderates über alle wichtigen die Gemeinde und ihre Verwal-

tung betreffenden Angelegenheiten,

- eigenverantwortliche Erledigung der Geschäfte der laufenden Verwaltung,

- Verantwortlichkeit für sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den ordnungsge-

mäßen Gang der Verwaltung, Regelung der inneren Organisation der Gemeindever-

waltung,

- Regelung aller durch Gesetz übertragenen hoheitlichen Aufgaben zum Schutz der

Bevölkerung in eigener Zuständigkeit,

- Selbstständige Erledigung von Aufgaben, welche vom Gemeinderat übertragen wur-

den,

- eigenverantwortliche Erledigung von Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises,

- Erledigung von Personalangelegenheiten in eigener Verantwortung als Vorgesetz-

ter/Dienstvorgesetzter, höherer Dienstvorgesetzter und oberste Dienstbehörde der

Beigeordneten, Beamten und Arbeitnehmer der Gemeinde, soweit dies zur laufenden

Verwaltung gehöre oder durch Hauptsatzung dem Bürgermeister übertragen worden

sei (§ 63 i.V.m. § 44 Abs. 4 GO LSA).

In der GO LSA sei geregelt, class der ehrenamtliche Bürgermeister zugleich Vorsitzen-

der des Gemeinderates sei. Nach dem Er lass des Ministeriums der Finanzen des Lan-

des Sachsen-Anhalt vom 11. Dezember 2001 und vom 18. Februar 2008 blieben pau-

schale Entschädigungen an ehrenamtliche Mitglieder eines Gemeinderates oder eines

Stadtrates in der Gemeinde oder einer Stadt mit höchstens 20.000 Einwohnern monat-

lich/jährlich i.H.v. 90 E/104 E/1.080 E/1.248 steuerfrei. Der erhöhte Steuerfreibetrag sei

jedoch frühestens ab dem 1. Dezember 2010 für die Sozialversicherung zu berücksich-

tigen. Der Beigeladene zu 1. sei in der Zeit vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember

2013 als ehrenamtlicher Bürgermeister tätig und damit an die GO LSA gebunden gewe-
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sen. Er habe neben Repräsentationsaufgaben auch Verwaltungsaufgaben wahrgenom-

men und hierfür eine pauschale Aufwandsentschädigung erhalten. Aus dieser monatlich

gezahlten Aufwandsentschädigung i.H.v. 750 € ergebe sich nach Abzug des hier änzu-

wendenden Freibetrages i.H.v. 270 €/312 € für den Zeitraum vom 1. Oktober 2010 bis

zum 30. November 2010/ vom 1. Dezember 2010 bis zum 31. Dezember 2013 ein mo-

natlicher beitragspflichtiger Verdienst i.H.v. 480 €/438 €. Der Beigeladene zu 1. übe eine

weitere versicherungspflichtige Beschäftigung aus. Infolge des Zusammentreffens bei-

tragspflichtiger Einnahmen aus mehreren Versicherungsverhältnissen komme ein Bei-

tragsausgleich (§ 22 Abs. 2 SGB IV) in Betracht, der gegebenenfalls von der zuständi-

gen Einzugsstelle nach entsprechender Antragstellung durchgeführt werde. 1m Rahmen

des erlassenen Bescheides seien die Beiträge ohne Rücksicht auf einen etwaigen Bei-

tragsausgleich nachzufordern. Dem Bescheid ist in der Anlage die Berechnung der Bei-

träge nach § 28p Abs. 1 SGB IV beigefügt. Wegen der Einzelheiten wird auf Blatt II bis

16 bzw. Blatt 17 bis 113 der Verwaltungsakte Bezug genommen.

Hiergegen legte die Klägerin am 13. Januar 2015 Widerspruch mit der Begründung ein,

bei einem ehrenamtlich tätigen Bürgermeister in Sachsen-Anhalt könne nicht von einem

sozialversicherungsrechtlichen Beschäftigungsverhältnis ausgegangen werden. Denn

dieser sei nicht zur weisungsgebundenen Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben ver-

pflichtet. Der ehrenamtliche Bürgermeister sei nicht Leiter der Verwaltung. Denn die

Funktion des Leiters der Gemeindeverwaltung werde nur von hauptamtlichen Bürger-

meistern wahrgenommen (§ 57 Abs. 1 S. 2 GO LSA). In Mitgliedsgemeinden einer Ver-

bandsgemeinde würden die Aufgaben der Gemeindeverwaltung ausschließlich von der

Verbandsgemeinde erledigt (§§ 4 Abs. 2, 12 Gesetz über die Verbandsgemeinde in

Sachsen-Anhalt <Verbandsgemeindegesetz - VerbGemG LSA> vom 14. Februar 2008).

Der ehrenamtlich tätige Bürgermeister nehme keine Verwaltungsaufgaben nach den

§§ 62, 63 GO LSA wahr, da die Mitgliedsgemeinden einer Verbandsgemeinde nicht über

eine eigene Verwaltung verfügten. Der ehrenamtlich tätige Bürgermeister sei bei der

Wahrnehmung der Geschäfte der laufenden Verwaltung lediglich entscheidend tätig. Der

Entscheidungsvollzug (Verwaltungstätigkeit) obliege der Verbandsgemeinde. Deshalb

beschäftige die Mitgliedsgemeinde auch keine Verwaltungsbediensteten. Allerdings sei

durchaus denkbar, dass eine Mitgliedsgemeinde im sogenannten nachgeordneten Be-

reich (z.B. Bauhof) Arbeitnehmer beschäftige. In Ausübung der Vorgesetztenfunktion

werde der ehrenamtliche Bürgermeister aber auch hier nur entscheidend tätig. Die Vor-

bereitung und Umsetzung der Personalentscheidungen, die Verwaltungstätigkeiten

seien, oblägen der Verbandsgemeinde. Im Übrigen könnten personalrechtliche Ent-

scheidungen im Einzelfall auch dem Einvernehmen mit dem Gemeinderat unterliegen.
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Sofern der ehrenamtlich tätige Bürgermeister im Rahmen einer Bürgersprechstunde An-

liegen aus der Bürgerschaft aufnehme, leitete er diese an die Verbandsgemeinde zur

verwaltungsmäßigen Erledigung weiter, wobei es sich hierbei um eine reine Informati-

onsweitergabe ohne Bearbeitung des Anliegens handele. Die Erörterung gemeindlicher

Angelegenheiten mit dem Verbandsgemeindebürgermeister könne nicht als Verwal-

tungstätigkeit angesehen werden, da es sich hierbei um einen Informations- und Mei-

nungsaustausch handle. Das politische Letztentscheidungsrecht liege bei den Gemein-

deorganen. Die sich daraus ergebende Überwachung der Aufgabenerledigung (Erfolgs-

kontrolle) sei ebenfalls nicht als Verwaltungstätigkeit anzusehen. Die Organe der Ge-

meinde (Gemeinderat und Bürgermeister) handelten jeweils im Rahmen der ihnen durch

Gesetz zugewiesenen Aufgaben. Dabei obliege dem Gemeinderat ausschließlich die

Entscheidung über die in seinen Zuständigkeitsbereich fallenden gemeindlichen Ange-

legenheiten und gegebenenfalls deren Kontrolle. Davon abzugrenzen seien die Zustän-

digkeiten, die ausschließlich in die Kompetenz des Bürgermeisters fielen. Hierzu gehör-

ten u.a. der Vollzug der Gemeinderatsbeschlüsse gemäß § 62 Abs. 1 GO LSA und die

Aufgaben gemäß § 63 GO LSA. Der Gemeinderat sei hingegen nicht Vorgesetzter des

Bürgermeisters bei den Aufgaben, die dieser in eigener Zuständigkeit wahrnehme. Eine

Weisungsgebundenheit bestehe nicht. Mangels eigener Arbeitsorganisation könne der

ehrenamtliche Bürgermeister auch nicht in eine Arbeitsorganisation der Gemeinde ein-

gegliedert sein. lhm oblägen im Rahmen seiner Amtsführung ausschließlich Repräsen-

tations-, Leitungs- und Entscheidungsaufgaben, die nicht als Verwaltungsfunktionen an-

zusehen seien. Ebenso sei der ehrenamtliche Bürgermeister bei seiner Amtsführung

nicht weisungsgebunden. Ehrenamtlich tätige Bürgermeister in Sachsen-Anhalt übten

deshalb keine dem allgemeinen Erwerbsleben zugänglichen Verwaltungsaufgaben aus.

Sie unterlägen grundsätzlich nicht der Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und

Rentenversicherung. Die Zahlung der geforderten Beiträge erfolge unter dem Vorbehalt

der gerichtlichen Prüfung. Wegen der weiteren Einzelheiten der Ausführungen wird auf

Blatt 111 bis 118 der Verwaltungsakte verwiesen.

Auf Veranlassung der Beklagten übersandte die Klägerin sodann ihre Hauptsatzung in

der Beschlussfassung vom 18. Januar 2010 (veröffentlicht am 19. Januar 2010) sowie

die 1., 2. und 3. Änderungssatzung zur Hauptsatzung in den Beschlussfassungen vom

15. November 2010 (veröffentlicht am 22. Dezember 2010), vom 23. Mai 2011 (veröf-

fentlicht am 27. Juli 2011) und vom 10. September 2013 (Veröffentlichungsdatum unbe-

kannt). lnsoweit wird auf Blatt 1117 bis 1120 und Blatt 1121 bis 1126 der Verwaltungsakte

Bezug genommen. Gemäß § 3 Ziff. 1 der Hauptsatzung ist Vorsitzender des Gemeinde-

rates der Bürgermeister. Hierzu ist folgendes geregelt:
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§ 8

Bürgermeister

1. Der Bürgermeister ist ehrenamtlich tätig.

2. Der Bürgermeister entscheidet über alle Angelegenheiten, die nicht zur ausschließli-

chen Kompetenz des Gemeinderates gemäß § 44 Abs. 3 GO LSA gehören.

3. Rechtsgeschäfte in Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises, die einen Vermö-

genswert von 10.000,00 € nicht übersteigen, sind Geschäfte der laufenden Verwal-
tung.

4. Rechtsgeschäfte im Sinne des § 44 Abs. 3 Ziff. 7, 10, 13 und 16 GO LSA, deren Ver-

mögenswert 5.000,00 € für jede Angelegenheit nicht übersteigt [sic].

5. Der Bürgermeister entscheidet über die Genehmigung über- und außerplanmäßiger

Ausgaben, deren Umfang einen Wert bis 5.000,00 € für jede Angelegenheit nicht
übersteigt.

Mit der 3. Änderungssatzung vom 11. September 2013, deren Veröffentlichungsdatum

offengeblieben ist, ist § 8 ein neuer Absatz 6 angefügt, der wie folgt lautet: Dem Bürger-

meister obliegt das Führen von Rechtsstreitigkeiten nach § 44 Abs. 3 Ziff. 22, deren Ge-

genstandswert 25.000,00 € nicht überschreitet.

Mit Widerspruchsbescheid vom 17. Juni 2015 wies die Beklagte den Widerspruch zu-

rück. Zur Begründung wiederholte sie zum einen ihre Ausführungen im angefochtenen

Bescheid. Zum anderen verwies sie auf die vorgelegte Hauptsatzung der Klägerin, wo-

nach der ehrenamtliche Bürgermeister Verwaltungsaufgaben wahrnehme, die sich aus

§ 8 der Hauptsatzung ergäben. lnsgesamt sei festzuhalten, dass der ehrenamtliche Bür-

germeister nicht ausschließlich Repräsentationsaufgaben, sondern eindeutig (auch)

Verwaltungsaufgaben wahrnehme. Auf den zeitlichen Umfang und den qualitativen Ge-

halt der Verwaltungsaufgaben im Einzelnen komme es nach der Rechtsprechung des

BSG nicht an.

Hiergegen hat die Klägerin am 13. Juli 2015 beim Sozialgericht Halle Klage erhoben und

mit der am 1. Oktober 2015 eingegangenen Klagebegründung zunächst darauf hinge-

wiesen, dass der Beigeladene zu 1. Altersteilzeit im Blockmodell in Anspruch genommen

und seine Arbeitsphase am 30. November 2011 geendet habe. Die sich anschließende

Ruhephase habe am 30. November 2013 geendet. Am 1. Dezember 2013 sei er in den

Ruhestand getreten. Hierzu hat sie den Vertrag für Altersteilzeitarbeit vom 10. November

2009 mit der Personenverkehrs- und Servicegesellschaft Burgenlandkreis mbH sowie

den Rentenbescheid der Beklagten vom 4. Dezember 2013 vorgelegt; insoweit wird auf

Blatt 71 f., 72 der Gerichtsakte Bezug genommen. Das Vorstehende habe die Beklagte
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bei der Beitragsberechnung im angefochtenen Bescheid nicht berücksichtigt. Weiterhin

hat sie ausgeführt, ehrenamtliche Bürgermeister von Mitgliedsgemeinden einer Ver-

bandsgemeinde in Sachsen-Anhalt erfüllten die Voraussetzungen der Legaldefinition der

Beschäftigung in § 7 Abs. 1 SGB IV weder nach den im Zeitpunkt der Betriebsprüfung

geltenden Vorschriften der GO LSA und des VerbGemG LSA noch nach den derzeit gel-

tenden Vorschriften des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt

(KVG LSA). Die Beklagte gehe bereits von einem falschen Sachverhalt aus, wenn sie

im Hinblick auf das Urteil des BSG vom 25. Januar 2006 (B 12 KR 12/05 R) prüfe, ob

die Versicherungspflicht eines ehrenamtlichen Bürgermeisters einer Gemeinde vorliege,

die Mitglied einer Verwaltungsgemeinschaft sei. Denn die Klägerin sei gerade nicht Mit-

glied einer Verwaltungsgemeinschaft, sondern einer Verbandsgemeinde. Beide Formen

wiesen erhebliche Unterschiede im Rechtlichen auf. Nachfolgend hat sie die Ausführun-

gen im Widerspruchsverfahren wiederholt und vertieft. Wesentlich sei die besondere

Konstellation bei den Mitgliedsgemeinden einer Verbandsgemeinde in Sachsen-Anhalt,

wonach die ehrenamtlichen Bürgermeister im Wesentlichen Repräsentationsaufgaben

übertragen seien und ihnen die Leitung der Verwaltung gerade kraft Gesetzes nicht ob-

liege. Aus dem gleichen Grund sei auch nicht auf die von der Beklagten ebenfalls für

ihre Beurteilung angegebene Entscheidung des erkennenden Senats vom 16. Dezem-

ber 2015 (L 3 R 130/12) abzustellen, da darin ebenfalls die Versicherungspflicht eines

Bürgermeisters einer Verwaltungsgemeinschaft beurteilt worden sei. Zu berücksichtigen

sei schließlich, dass das BSG mit seiner Rechtsprechung auch andere Kriterien zum

Arbeitsverhältnis Ehrenamtlicher aufstelle als die höchstrichterliche arbeitsrechtliche

Rechtsprechung. So habe das Bundesarbeitsgericht (BAG) mit Urteil vom 29. August

2012 (10 AZR 499/11) entschieden, dass die Ausübung einer unentgeltlichen, ehren-

amtlichen Tätigkeit kein Arbeitsverhältnis begründe. Mit einem Arbeitsverhältnis sei typi-

scherweise eine angemessene Gegenleistung für die versprochenen Dienste verbun-

den. Das Wesen des Arbeitsverhältnisses sehe das BAG im Austausch von Arbeit und

Lohn. Danach liege bei ehrenamtlich Tätigen, die keine angemessene Gegenleistung für

ihre Aufgaben erhielten, sondern allenfalls eine Ehrenamtsentschädigung, gerade kein

Austausch von Arbeit und Lohn und damit kein Arbeitsverhältnis vor. Im Hinblick darauf

dürften die Kriterien, die das BSG aufstelle, nicht darüber hinaus noch dahingehend er-

weitert werden, dass nunmehr auch eine Verwaltungstätigkeit entbehrlich sein könne

und die Behörde trotzdem zu dem Ergebnis gelange, es liege ein Arbeits- und Beschäf-

tigungsverhältnis vor.
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Die Beklagte hat darauf hingewiesen, dass im Klageverfahren erstmals vorgetragen wor-

den sei, dass sich der Beigeladene zu 1. ab dern 1. Dezember 2011 in der Freistellungs-

phase seines Altersteilzeitmodells in seiner Hauptbeschäftigung befunden habe. Sie

gebe ein Teilanerkenntnis für die Zeit ab dem 1. Dezember 2013, ab dem der Beige la-

dene zu 1. Altersvollrentner gewesen sei, ab und werde nach Abschluss des Streitver-

fahrens einen dem Teilanerkenntnis entsprechenden Beitragsbescheid erteilen. Im Üb-

rigen halte sie an ihrer Rechtsauffassung fest.

Das Sozialgericht hat die Beiladung zu 1. bewirkt (Beschluss vom 7. Januar 2016) und

mit Urteil auf die mündliche Verhandlung vom 13. Februar 2018 den Bescheid der Be-

klagten vom 16. Dezember 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom

17. Juni 2015 aufgehoben. Zur Begründung hat es auf die Entwicklung der Rechtspre-

chung des BSG verwiesen. Nachdem zunächst ein abhängiges Beschäftigungsverhält-

nis nur dann angenommen worden sei, wenn der ehrenamtliche Bürgermeister einer

amtsangehörigen Gemeinde als Leiter der Gemeindeverwaltung an der Spitze der

Selbstverwaltung gestanden habe und Verwaltungsaufgaben seine Tätigkeit geprägt

hätten (Hinweis auf BSG, Urteil vom 27. März 1980 - 12 RK 56/78 -), komme es nunmehr

auf ein quantitatives oder qualitatives Überwiegen von Verwaltungsaufgaben nicht mehr

an (Hinweis auf BSG, Urteil vom 25. Januar 2006 - B 12 KR 12/05 R -). Mit dem Udell

vom 16. August 2017 (B 12 KR 14/16 R) habe das BSG seine Grundsätze zur ehren-

amtlichen Betätigung fortentwickelt. Die rechtliche Beurteilung richte sich im streitigen

Zeitraum vordergründig nach dem VerbGemG LSA vom 14. Februar 2008, verkündet als

Art. 2 des Begleitgesetzes zur Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBI.

LSA 2008, 40, 41), und der GO LSA. Mit der Gemeindegebietsreform hätten durch die

Neugliederung der gemeindlichen Ebene in Sachsen-Anhalt zukunftsfähige gemeindli-

che Strukturen geschaffen werden sollen, um die eigenen und übertragenen Aufgaben

dauerhaft sachgerecht, effizient und in hoher Qualität zu erfüllen, wobei die bürgerschaft-

liche Beteiligung an der kommunalen Selbstverwaltung habe gewahrt werden sollen

(Hinweis auf Art. 1 § 1 des Begleitgesetzes zur Gemeindegebietsreform). Die Einführung

des Modells der Verbandsgemeinde diene der Stärkung der gemeindlichen Verwal-

tungskraft durch Bündelung personeller, sächlicher und finanzielle Ressourcen und

schaffe eine hauptamtliche Verwaltung auf der Ebene der im Zuge der Kommunalreform

aufgelösten Verwaltungsgemeinschaften. Anders als bei diesen seien originäre Zustän-

digkeiten der Gemeinden im eigenen Wirkungskreis nun kraft Gesetzes auf der Ebene

der Verbandsgemeinde angesiedelt. Die Verbandsgemeinde, die strukturell parallel zur

Einheitsgemeinde ausgestaltet sei, sei eine Gebietskörperschaft und unterscheide sich
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damit deutlich von der früheren Verwaltungsgemeinschaft, die den Charakter einer Kör-

perschaft gehabt habe. lnsofern könne auch nicht an die Rechtsprechung des erkennen-

den Senats vom 16. Dezember 2015 (L 3 R 130/12) angeknüpft werden. Der ehrenamt-

liche Bürgermeister einer Mitgliedsgemeinde in einer Verbandsgemeinde habe (in dem

streitigen Zeitraum nach dem 1. Januar 2010) nur noch eine Repräsentationsfunktion

der Mitgliedsgemeinde inne sowie eine lntegrationsfunktion bzw. er stelle eine ldentifi-

kationsfigur für die Bürger der kleinen Gemeinde in dem gewählten Konstrukt dar, ohne

Einwirkungsrechte, ohne Befugnisse. Aus den rechtlichen Bestimmungen (u.a. §§ 4, 12

VerbGemG LSA) werde deutlich, dass die Mitgliedsgemeinden einer Verbandsgemeinde

nicht mehr über eine eigene Verwaltung verfügten und die ehrenamtlich tätigen Bürger-

meister nicht die Funktion eines Leiters der Gemeindeverwaltung ausübten. Da die Ver-

bandsgemeinde sämtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehme, sei sie auch für den ver-

waltungsmäßigen Vollzug der Gemeinderatsbeschlüsse verantwortlich. Sofern der eh-

renamtlich tätige Bürgermeister hinsichtlich des Beschlussvollzuges eine Überwa-

chungsfunktion ausübe, handele es sich lediglich um eine Erfolgskontrolle. Auch die Un-

terrichtungspflicht des ehrenamtlichen Bürgermeisters nach § 62 Abs. 2 GO LSA sei als

reine lnformationsweitergabe ausgestaltet. Sofern der ehrenamtliche Bürgermeister im

Rahmen seiner Bürgersprechstunde Anliegen aus der Bürgerschaft aufnehme und wei-

terleite, handele es sich ebenfalls um eine reine lnformationsweitergabe ohne Bearbei-

tung des Bürgeranliegens. Letzteres obliege dem Verbandsgemeindebürgermeister.

Dieser sei gemäß § 9 Abs. 1 VerbGemG LSA Vorgesetzter, Dienstvorgesetzter, höherer

Dienstvorgesetzter und oberste Dienstbehörde der Bediensteten der Verbandsge-

meinde.

Die Beklagte hat gegen das ihr am 23. Februar 2018 zugestellte Urteil am 21. März 2018

Berufung beim Landessozialgericht (LSG) Sachsen-Anhalt eingelegt. Sie hat mit der am

7. Mai 2018 eingegangenen Berufungsbegründung an ihrer Rechtsauffassung festge-

halten. Auch im Hinblick auf die Ausführungen des BSG im Urteil vom 16. August 2017

(B 12 KR 14/16 R), wonach ein Kreishandwerksmeister in seiner ehrenamtlichen Tätig-

keit nicht abhängig beschäftigt sei, könne nicht davon ausgegangen werden, dass die

vom BSG aufgestellten Grundsätze auf ehrenamtliche Organtätigkeiten in der kommu-

nalen Selbstverwaltung anzuwenden seien. lnsbesondere sprächen der landes- und

kommunalrechtliche gesetzliche Rahmen für die kommunale Selbstverwaltung zum Teil

deutlich für eine Entgeltlichkeit der Entschädigungsregelungen. Denn danach richte sich

die Entschädigungshöhe nach lnhalt und Umfang des Amtes sowie der Schwierigkeit

der Verwaltungsverhältnisse in der Gemeinde. Allerdings habe das BSG auf Hinweise
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zu möglichen finanziellen Grenzen einer unentgeltlichen ehrenamtlichen Tätigkeit ver-

zichtet. Die Grenzen dessen, was objektiv ncch unter fehlende Erwerbsabsicht falle,

müssten insoweit erst noch erarbeitet werden, möglicherweise vom Gesetzgeber. Für

eine verwaltungsseitige Festlegung eines Grenzwertes oder Richtwertes, gegebenen-

falls auch im Rahmen einer widerlegbaren Vermutung der unentgeltlichen ehrenamtli-

chen Tätigkeit, fehle es jedoch an Anhaltspunkten in der Rechtsprechung und den maß-

gebenden Gesetzen. Das bedeute, dass bei gesetzlich bzw. satzungsrechtlich geregel-

ten und von den Rechts- bzw. Fachaufsichten nicht beanstandeten Entschädigungen für

Organtätigkeiten in der funktionalen Selbstverwaltung bis zu einer näheren Bestimmung

finanzieller Grenzbeträge durch den Gesetzgeber oder die Rechtsprechung widerlegbar

zu vermuten sei, dass die ehrenamtliche Tätigkeit unentgeltlich ausgeübt werde. Die

vorstehenden Grundsätze seien nach ihrer - der Beklagten - Auffassung aber nicht auf

ehrenamtliche Organtätigkeiten in der kommunalen Selbstverwaltung anzuwenden. ins-

besondere sei bei den ehrenamtlichen Bürgermeistern keine grundsätzliche Unterschei-

dung in den Aufgaben ehrenamtlicher und hauptamtlicher Bürgermeister ersichtlich.

Nach der bisherigen Rechtsprechung habe eine Beschäftigung nur dann ausgeschlos-

sen werden können, wenn sich die Tätigkeit ehrenamtlicher Bürgermeister auf Reprä-

sentationsaufgaben beschränkt und sich dadurch von der Tätigkeit der hauptamtlichen

Bürgermeister unterschieden habe. Es hätte einer ausdrücklichen Klarstellung durch das

BSG bedurft, wenn es von seiner Rechtsprechung in Bezug auf die Organtätigkeiten in

der kommunalen Selbstverwaltung hätte abrücken wollen sowie eines Hinweises, ab

welchem Zeitpunkt eine dahingehende Änderung der höchstrichterlichen Rechtspre-

chung zu beachten sei.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Halle vom 13. Februar 2018 aufzuheben und die

Klage abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Halle vom

13. Februar 2018 zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend. Es sei nicht ersichtlich, weshalb die

Grundsätze aus dem Urteil des BSG vom 16. August 2017 nicht auf die Beurteilung der

Versicherungspflicht von ehrenamtlichen Bürgermeistern übertragbar seien. Vielmehr

sei in dem Urteil von „ehrenamtlichem Engagement" die Rede. Ein Bezug ausschließlich
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zu Ehrenämtern in der funktionalen Selbstverwaltung sei an keiner Stelle hergestellt wor-

den. Die Auffassung der Beklagten, dass sich die Aufgaben ehrenamtlicher und haupt-

amtlicher Bürgermeister nicht unterscheiden würden, sei unzutreffend. lnsoweit ver-

kenne die Beklagte die rechtlichen Grundlagen. Zudem sei nicht ersichtlich, weshalb die

gezahlte Aufwandsentschädigung unangemessen sein solle. Denn das BSG habe in der

vorgenannten Entscheidung bei einer Aufwandsentschädigung von 6.420 € bzw. 6.600 €

jährlich noch nicht einmal Anlass gesehen, Ermittlungen zum Aufwand zu betreiben bzw.

dies in Bezug auf die vorangegangene Entscheidung des LSG zu beanstanden. Insge-

samt halte sich die Klägerin durch die zitierte Rechtsprechung des BSG bestätigt und

hat zur Stützung auf den Aufsatz des Prof. Dr. Kluth (Universität Halle-Wittenberg) in der

Neuen Zeitschrift für Sozialrecht (NZS 2018, 553 ff.) verwiesen.

Im Hinblick auf das anhängige Revisionsverfahren B 12 KR 25/19 R ist das Berufungs-

verfahren sodann mit Beschluss vom 20. April 2020 zum Ruhen gebracht und auf den

Antrag der Klägerin vom 30. April 2021 fortgesetzt worden.

Nachdem im September 2021 die schriftlichen Entscheidungsgründe der Urteile des

12. Senats des BSG (jeweils) vom 27. April 2021 in den Verfahren B 12 KR 25/19 R und

B 12 R 8/20 R veröffentlicht worden sind, haben sich die Beteiligten jeweils in ihrer

Rechtsauffassung bestätigt gesehen. Die Beklagte hat Bezug genommen auf das Urteil

in dem Verfahren B 12 R 8/20 R, in dem die abhängige Beschäftigung eines ehrenamt-

lich tätigen Bürgermeisters festgestellt worden sei. Aus ihrer - der Beklagten - Sicht

komme es darauf an, welche Aufgaben des Beigeladenen zu 1. rechtlich möglich und

zulässig gewesen seien, welche unmittelbar mit seinem Wahlamt verbunden gewesen

und welche über seine organschaftliche Stellung hinausgegangen seien. Als Bürger-

meister der Mitgliedsgemeinde habe der Beigeladene zu 1. an deren Spitze gestanden

und über die in Abschnitt 6 VerbGemG LSA fixierten Sonderregelungen rechtlich über

Vorgesetzteneigenschaften verfügt. Auch heiße es in § 4 Abs. 2 S. 3 VerbGemG LSA,

dass die Verbandsgemeinde ihre Mitgliedsgemeinden in alien Rechts- und Verwaltungs-

geschäften und in gerichtlichen Verfahren vertrete, mit Ausnahme von Rechtsstreitigkei-

ten einer Mitgliedsgemeinde mit einer Verbandsgemeinde oder zwischen Mitgliedsge-

meinden derselben Verbandsgemeinde. Der Beigeladene zu 1. sei in die Arbeitsorgani-

sation der Klägerin insoweit eingebunden gewesen, als er mit Bindung an die Entschei-

dungen der Verbandsgemeindeverwaltung verpflichtet gewesen sei, diese Entscheidun-

gen umzusetzen. Dabei habe er Aufgaben an Fremdpersonal (beispielsweise an eine

Bürokraft) übertragen können.
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Die Klägerin hat die Unterschiede hinsichtlich des Sachverhalts, der dem Verfahren B 12

R 8/20 R zugrunde gelegen hat, und dem, dersiem streitigen Verfahren zugrunde liegt,

herausgestellt. Maßgeblich sei hier, dass gemäß § 12 S. 1 VerbGemG LSA die Aufga-

ben der Gemeindeverwaltung ausschließlich von der Verbandsgemeindeverwaltung

wahrgenommen worden seien. Maßgeblich sei nach Auffassung des BSG, welche Auf-

gaben zu den nicht auf Dritte übertragbaren Aufgaben des Wahlamtes gehörten und

welche Aufgaben der ehrenamtliche Bürgermeister als Spitze der Verwaltung habe.

Dort, wo das Gewicht liege, sei die sozialversicherungsrechtliche Einordnung vorzuneh-

men. Zum Wahlamt und damit zu den nicht übertragbaren Aufgaben des ehrenamtlichen

Bürgermeisters gehörten nach der hier für den streitgegenständlichen Zeitraum 2010 bis

2013 anwendbaren GO LSA (in der Fassung vom 10. August 2009) die Stellung als Vor-

sitzender des Gemeinde- bzw. Stadtrates, die Stellung als Vorsitzender von Ausschüs-

sen des Gemeinde- bzw. Stadtrates und damit einhergehende Verwaltungsaufgaben so-

wie die Bindung des ehrenamtlichen Bürgermeisters an die Beschlüsse des Gemeinde-

bzw. Stadtrates. Demgegenüber begründe die Stellung des ehrenamtlichen Bürgermeis-

ters als Spitze der Verwaltung einerseits eine Fremdbestimmtheit und andererseits die

Einbindung in die Verwaltungsstrukturen der Klägerin. Das BSG habe den Schwerpunkt

der Tätigkeit eines ehrenamtlichen Bürgermeisters der Mitgliedsgemeinde einer Verwal-

tungsgemeinschaft nach der GO LSA in den Aufgaben der Verwaltungstätigkeit gese-

hen. Nach der im hier streitgegenständlichen Nacherhebungszeitraum 2010 bis 2013

geltenden GO LSA hätten zum Wahlamt und damit zu den nicht übertragbaren Aufgaben

des ehrenamtlichen Bürgermeisters gemäß § 57 Abs. 1 S. 1 die Stellung als Vorsitzen-

der des Gemeinderates, gemäß § 47 Abs. 1 S. 1 die Stellung als Vorsitzender von be-

schließenden Ausschüssen des Gemeinderates, gemäß § 62 die Vorbereitung und der

Vollzug der Beschlüsse und damit einhergehende Verwaltungsaufgaben, gemäß § 62

Abs. 1 und 3 die Bindung des ehrenamtlichen Bürgermeisters an die Beschlüsse des

Gemeinderates und gemäß § 57 Abs. 2 die Repräsentation der Gemeinde gehört. Damit

hätten dem ehrenamtlichen Bürgermeister einer Mitgliedsgemeinde von Verbandsge-

meinden keine Verwaltungsaufgaben außerhalb der mit dem Wahlamt verbundenen Auf-

gaben oblegen. Denn Spitze der Verwaltung sei der Verbandsgemeindebürgermeister

(§ 7 Abs. 1 VerbGemG LSA). Soweit der Bürgermeister der Mitgliedsgemeinde mit der

Verwaltung der Verbandsgemeinde in Kontakt trete, übe er Tätigkeiten aus, die mit dem

Wahlamt untrennbar verknüpft und Ausfluss seiner organschaftlichen Stellung seien. Da

die Verwaltungsaufgaben ausschließlich von der Verbandsgemeinde wahrzunehmen

seien, obliege ihr auch die Arbeitgeberfunktion. Dies sei ausdrücklich in § 12 VerbGemG

LSA geregelt. Soweit Mitgliedsgemeinden auf ihren Antrag eine Bürokraft zur Unterstüt-

zung des Bürgermeisters zur Verfügung zu stellen sei (§ 12 S. 2 VerbGemG LSA), sei
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• das Arbeitsverhältnis der Bürokraft nicht an die Mitgliedsgemeinde gebunden, sondern

der Arbeitgeber der Bürokraft sei die Verbandsgemeinde. Soweit in § 5 S. 5 2. Halbsatz

VerbGemG LSA geregelt sei, dass der Bürgermeister hinsichtlich der Gemeindeangele-

genheiten Vorgesetzter der Bürokraft sei, verdeutliche dies, dass der Bürgermeister hin-

sichtlich der Gemeindeangelegenheiten nur ,Vorgesetzter, nicht aber Arbeitgeber der Bü-

rokraft sei. Die Klägerin habe im streitigen Zeitraum (2010-2013) schon nicht über eine

Bürokraft verfügt, deren Vorgesetzter der Beigeladene zu 1. hätte sein können. Aus dem

Gesetz ergebe sich folglich, dass zwischen Verwaltungsgemeinschaft und Verbandsge-

meinde strukturell signifikante rechtliche Unterschiede bestünden. Schließlich sei in den

Blick zu nehmen, dass die ehrenamtlichen Bürgermeister der Mitgliedsgemeinden der

Verbandsgemeinde Wethautal sämtliche Tätigkeiten von zu Hause aus oder im eigenen

Büro erledigten. Sie nutzten eigene Ausstattung wie Computer, Büroutensilien, Internet,

Telefon, Handys und Pkw. lhnen stehe weder ein Büro zur Verfügung noch könnten sie

zur Erledigung ihrer Aufgaben auf die sachliche oder personelle Ausstattung der Ver-

bandsgemeinde zugreifen. Je größer die Mitgliedsgemeinde sei, desto höher sei der

Aufwand des jeweiligen ehrenamtlichen Bürgermeisters. Deshalb seien die pauschalen

Aufwandsentschädigungen nach der Größe der Gemeinde festgelegt. Alle entstandenen

Kosten habe der Bürgermeister mit der Pauschale zu decken.

Der Senat hat mit Beschluss vom 17. April 2023 die Beiladungen zu 2. und 3. bewirkt.

Die Beigeladenen haben sich nicht geäußert.

Mit Schriftsatz vom 24. April 2023 hat die Klägerin das Teilanerkenntnis der Beklagten

vom 21. Oktober 2015 für die Zeit ab dem 1. Dezember 2013 angenommen. Im Termin

zur mündlichen Verhandlung beim Senat hat die Klägerin das weitere Teilanerkenntnis

der Beklagten vom 8. Mai 2023, mit dem der ermäßigte Beitragssatz in der Krankenver-

sicherung auch für die Zeit der Altersteilzeit vom 1. Dezember 2011 bis zum 30. Novem-

ber 2013 zugrunde gelegt werde und Beiträge zur Insolvenzgeldumlage nicht mehr ge-

forded würden, angenommen. Die nunmehr noch geltend gemachte Beitragsforderung

ist von der Beklagten mit 8.299,27 € beziffert worden.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Betei-

ligten wird auf den lnhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakten der Beklagten er-

gänzend verwiesen. Diese sind Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen.
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Entscheidungsgründe

Der Senat hat über die Berufung verhandeln und entscheiden können, obwohl die Bei-

geladenen zu 1. bis 3. im Verhandlungstermin beim Senat nicht vertreten gewesen sind.

Auf diese Möglichkeit sind sie mit der ihnen jeweils ordnungsgemäß zugestellten Ladung

hingewiesen worden.

Die zulässige, insbesondere form- und fristgerecht eingelegte Berufung der Beklagten

ist unbegründet. Zu Recht hat das Sozialgericht auf die von der Klägerin erhobene An-

fechtungsklage (§ 54 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) den angefochtenen Bescheid

der Beklagten vom 16. Dezember 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom

17. Juni 2015 aufgehoben. Denn dieser ist, soweit er sich nicht durch die angenomme-

nen Teilanerkenntnisse erledigt hat, rechtswidrig und verletzt die Klägerin in ihren Rech-

ten (§§ 153 Abs. 1, 54 Abs. 2 S. 1 SGG).

Der Beigeladene zu 1. ist im Zeitraum vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2013

als ehrenamtlicher Bürgermeister der Klägerin nicht im Rahmen eines abhängigen Be-

schäftigungsverhältnisses sozialversicherungspflichtig tätig gewesen, sondern hat seine

Tätigkeit im Rahmen eines unentgeltlichen Ehrenamts ausgeübt.

Anknüpfungspunkt ist die Legaldefinition der Beschäftigung. Gemäß § 7 Abs. 1 SGB IV

ist Beschäftigung die nichtselbstständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis

(S. 1). Anhaltspunkte für eine Beschäftigung sind eine Tätigkeit nach Weisungen und

eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers (S. 2). Nach der stän-

digen Rechtsprechung des BSG setzt eine abhängige Beschäftigung voraus, dass der

Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persönlich abhängig ist. Bei einer Beschäftigung in einem

fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der Beschäftigte in den Betrieb eingegliedert ist

und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der Ausführung umfassenden Weisungsrecht

des Arbeitgebers unterliegt. Diese Weisungsgebundenheit kann - vornehmlich bei

Diensten höherer Art - eingeschränkt und zur „funktionsgerecht dienenden Teilhabe am

Arbeitsprozess" verfeinert sein.

Weisungsgebundenheit und Eingliederung in den Betrieb stehen weder in einem Rang-

verhältnis zueinander noch müssen sie stets kumulativ vorliegen. Eine Eingliederung

geht nicht zwingend mit einem umfassenden Weisungsrecht einher. Die in § 7 Abs. 1

S. 2 SGB IV genannten Merkmale sind schon nach dem Wortlaut der Vorschrift nur „An-
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haltspunkte" für eine persönliche Abhängigkeit, also im Regelfall typische Merkmale ei-

ner Beschäftigung und keine abschließenden Bewertungskriterien. Ob jemand beschäf-

tigt oder selbstständig tätig ist, richtet sich danach, welche Umstände das Gesamtbild

der Arbeitsleistung prägen und hängt davon ab, welche Merkmale überwiegen. Die Zu-

ordnung einer Tätigkeit nach deren Gesamtbild zum rechtlichen Typus der Beschäfti-

gung oder selbstständigen Tätigkeit setzt voraus, dass alle nach Lage des Einzelfalls als

lndizien in Betracht kommenden Umstände festgestellt, in ihrer Tragweite zutreffend er-

kannt und gewichtet, in die Gesamtschau mit diesem Gewicht eingestellt und nachvoll-

ziehbar, d.h. den Gesetzen der Logik entsprechend und widerspruchsfrei, gegeneinan-

der abgewogen werden. Dabei ist regelmäßig vom lnhalt des die Beteiligten verbinden-

den Rechtsverhältnisses auszugehen, den die Verwaltung und die Gerichte konkret fest-

zustellen haben. Allerdings bedarf es nicht notwendig schriftlicher Vereinbarungen zwi-

schen Arbeitgeber und Beschäftigtem, vielmehr kann sich die abhängige Beschäftigung

auch aus den das Rechtsverhältnis zwischen den Beteiligten regelnden Normen und

Verträgen ergeben (vgl. zum Vorstehenden BSG, Urteil vom 27. April 2021 - B 12 KR

25/19 R juris, RdNr. 13 f.)

Diese Abgrenzungsmaßstäbe gelten grundsätzlich auch für Tätigkeiten, die mit der Or-

ganstellung innerhalb einer juristischen Person verbunden sind (BSG, Urteil vom

23. Februar 2021 - B 12 R 15/19 R juris, RdNr. 15 m.w.N.).

Entscheidend für die sozialversicherungsrechtliche Einordnung in der kommunalen

Selbstverwaltung ist, ob zu erledigende Verwaltungsaufgaben die Tätigkeit prägen, was

in einer Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere der Ausgestal-

tung des Ehrenamtes in der Kommunalverfassung des jeweiligen Bundeslandes ein-

schließlich des Ausmaßes der finanziellen Zuwendungen zu beurteilen ist (BSG, Urteil

vom 23. Februar 2021, a.a.0., RdNr. 17; Urteil vom 25. Januar 2006, a.a.0., RdNr. 15).

Hier hat der Landesgesetzgeber mit der Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008

im Hinblick auf die durch einen permanenten Einwohnerrückgang geprägte Bevölke-

rungsentwicklung des Landes Sachsen-Anhalt auf die hieraus resultierenden geänder-

ten Rahmenbedingungen des kommunalen Handelns, insbesondere im Hinblick auf die

immer knapper werdenden finanziellen Ressourcen, eine Anpassung der kommunalen

Strukturen vorgenommen. Anstelle des Mode Ils der Verwaltungsgemeinschaft wurde

das Modell der Verbandsgemeinde zur Stärkung der Verwaltungskraft durch Bündelung

personeller und finanzieller Ressourcen mit einer hauptamtlichen Verwaltung eingeführt.

Innerhalb des aufzulösenden Spannungsverhältnisses zwischen Verwaltungseffizienz
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einerseits und Bürgernähe andererseits wurde zum einen eine hauptamtliche Verwal-

tung der Verbandsgemeinde zur ausreichend spezialisierten und effizienten Aufgaben-

wahrnehmung implementiert und zum anderen die Rahmenbedingungen dafür geschaf-

fen, dass die (Mitglieds-) Gemeinde über die dauerhaft ausreichende Fähigkeit verfügt,

ihre gemeindlichen Aufgaben in eigener demokratischer wie finanzieller Verantwortung

wahrnehmen zu können, um die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger zu wecken

und zu fördern, sich kommunalpolitisch zu engagieren (Landtagsdrucksache 5/902,

S. 23-27, 40f., 46, 51 ff.).

Dementsprechend ist mit dem VerbGemG LSA (verkündet als Art. 2 des Begleitgesetzes

zur Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 <GVBI. LSA S. 40>) in § 12 geregelt,

dass in Mitgliedsgemeinden von Verbandsgemeinden die Aufgaben der Gemeindever-

waltung ausschließlich von der Verbandsgemeindeverwaltung erledigt werden. In § 9

Abs. 1 VerbGemG LSA sind zudem die dem Bürgermeister nach den §§ 62, 63 GO LSA

zugewiesenen Aufgaben dem Verbandsgemeindebürgermeister übertragen worden. Im

Abschnitt 6 des VerbGemG LSA - Sonderregelungen für Mitgliedsgemeinden - ist gere-

gelt, dass die Bürgermeister der Mitgliedsgemeinden, soweit deren Belange berührt wer-

den, an Sitzungen des Verbandsgemeinderates und seiner Ausschüsse mit beratender

Stimme teilnehmen können.

Für die Rechtsstellung des Bürgermeisters in Mitgliedsgemeinden von Verbandsgemein-

den ist auf die GO LSA in der Fassung vom 10. August 2009 zurückzugreifen. Dort ist in

§ 57 Abs. 1 S. 1 geregelt, dass der Bürgermeister Ehrenbeamter auf Zeit und Vorsitzen-

der des Gemeinderates ist, die Gemeinde vertritt und repräsentiert. Für den ehrenamtli-

chen Bürgermeister gilt der als Schutznorm ausgestaltete § 42 Abs. 2 GO LSA entspre-

chend.

Ausweislich der auf der Grundlage von § 7 i.V.m. §§ 6, 44 Abs. 3 Ziff. 1 GO LSA be-

schlossenen Hauptsatzung der Klägerin ist der Bürgermeister gemäß § 8 Ziff. 1 ehren-

amtlich tätig. Er entscheidet über alle Angelegenheiten, die nicht zur ausschließlichen

Kompetenz des Gemeinderates gemäß § 44 Abs. 3 GO LSA (§ 8 Ziff. 2) sowie über

Rechtsgeschäfte im Sinne des § 44 Abs. 3 Ziff. 7, 10, 13 und 16 GO LSA, deren Vermö-

genswert 5.000,00 € für jede Angelegenheit nicht übersteigt (§ 8 Ziff. 4). Er entscheidet
über die Genehmigung über- und außerplanmäßiger Ausgaben, deren Umfang einen

Wert bis 5.000,00 € für jede Angelegenheit nicht übersteigt (§ 8 Ziff. 5). Rechtsgeschäfte

in Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises, die einen Vermögenswert von

10.000,00 € nicht übersteigen, sind Geschäfte der laufenden Verwaltung (§ 8 Ziff. 3).



- 17 -

Der mit der 3. Änderungssatzung zur Hauptsatzung vom 11. September 2013 eingefügte

Absatz 6 in § 8 ist nicht nachweislich im hier streitigen Zeitraum veröffentlicht und damit

wirksam geworden.

Der Beigeladene zu 1. hat die vorstehenden Tätigkeiten nicht im Rahmen eines Wei-

sungsverhältnisses zur Klägerin, sondern aufgrund seiner Organstellung als Bürger-

meister verrichtet. Sie sind sämtlich Ausfluss seines Wahlamtes gewesen. Denn er hat

zum einen in seiner Funktion als Bürgermeister Angelegenheiten des eigenen Wirkungs-

kreises als Geschäfte der laufenden Verwaltung geregelt und zum anderen die Umset-

zung der vom Gemeinderat getroffenen Beschlüsse veranlasst. Gleiches gilt für die in

§ 11 und § 12 der Hauptsatzung geregelte Einberufung der Einwohnerversammlungen

sowie die Unterrichtung des Gemeinderates über deren Ablauf und deren wesentliche

Ergebnisse sowie das Abhalten der Einwohnerfragestunden.

Da nach den rechtlichen Vorgaben im streitigen Zeitraum die Aufgaben der Gemeinde-

verwaltung ausschließlich von der Verbandsgemeindeverwaltung erledigt worden sind

(§ 12 VerbGemG LSA) sowie der Verbandsgemeindebürgermeister gegenüber der Ver-

bandsgemeinde die dem Bürgermeister nach den §§ 62, 63 GO LSA zugewiesenen Auf-

gaben wahrgenommen und im Einvernehmen mit dem jeweiligen Bürgermeister an der

Vorbereitung der Beschlüsse des Gemeinderates und seiner Ausschüsse der Mitglieds-

gemeinden mitgewirkt hat, ist kein relevanter Bereich von Verwaltungsaufgaben mehr

verblieben, der der Tätigkeit des Bürgermeisters einer Mitgliedsgemeinde das Gepräge

hat geben können. Die hier die näheren Einzelheiten regelnde Hauptsatzung der Kläge-

rin kann sich demzufolge hinsichtlich der Regelungen zu den dem Bürgermeister über-

tragenen Angelegenheiten bzw. Geschäfte der laufenden Verwaltung im Wesentlichen

auf die Ausführung von Beschlüssen des Gemeinderates beziehen, die untrennbar mit

dem Wahlamt verbunden gewesen sind.

Die Gewährung einer monatlichen pauschalen Aufwandsentschädigung an den Beige-

ladenen zu 1. ist kein Merkmal, das ausschlaggebende Bedeutung für die Beurteilung

der Bürgermeistertätigkeit als entgeltliche ehrenamtliche Tätigkeit bei der Klägerin er-

langt. Finanzielle Zuwendungen schließen die Unentgeltlichkeit des ehrenamtlichen En-

gagements nicht prinzipiell aus. Sie sind unschädlich, wenn sie in Form von Aufwen-

dungsersatz konkrete oder pauschal berechnete Aufwände abdecken. lm Rahmen einer

Aufwandsentschädigung kann auch ein pauschaler Ausgleich für die übernommene Ver-

pflichtung gewährt werden. Ob eine ehrenamtliche Tätigkeit ihr Gepräge durch ihre ide-
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ellen Zwecke und Unentgeltlichkeit erhält, ist nicht aus der subjektiven Sicht des Einzel-

nen zu beurteilen, sondern die Erwerbsmäßigkeit ist vom ehrenamtlichen Engagernent

objektiv abzugrenzen. Dazu ist zu klären, was vom ehrenamtlich Tätigen im konkreten

Fall normativ oder mangels rechtlicher Regelung nach allgemeiner Verkehrsanschauung

ohne Entlohnung seiner Arbeitskraft erwartet werden kann. Die Verrichtung von Tätig-

keiten zur Verfolgung eines ideellen Zwecks ohne Erwerbsabsicht muss objektiv erkenn-

bar vorliegen (vgl. BSG Urteil vom 16. August 2017, a.a.0., RdNr. 34).

Hier sind für den Senat keine Gesichtspunkte erkennbar, die dafürsprechen, dass auf-

grund der Höhe der Aufwandsentschädigung eine Erwerbsabsicht im Vordergrund ge-

standen haben könnte. Die gewährte Pauschale knüpft im hier streitigen Zeitraum unter

Zugrundelegung des Runderlasses des Ministeriums des lnneren vom 17. Dezember

2008 (31.12-10041 <MBL. LSA. 2008,874>) an die Einwohnerzahl der Gemeinde an.

Diese pauschale Abgeltung hat sich nachvollziehbar an der Größe der Gemeinde orien-

tiert, da mit der Größe die Aufwendungen für den Bürgermeister in Bezug auf die Anzahl

der Einwohneranliegen, der Einwohnerfragestunden und der Arbeitsaufwand im Hinblick

auf die Gemeinderatsversammlungen und Beschlüsse korrelieren. Die Klägerin besteht

ausweislich der Hauptsatzung aus den Ortsteilen Abtlöbnitz, Aue, Casekirchen,

Crauschwitz, Kleingestewitz, Köckenitzsch, Leislau, Molau, Mollschütz, Seidewitz und

Sieglitz und erstreckt sich auf eine Fläche von 33,94 km2. Beanstandungen der Pau-

schalen durch den vorerwähnten Runderlass durch die zuständige Rechtsaufsicht sind

nicht erfolgt. Bei objektiver Betrachtungsweise müssen einem Bürgermeister neben dem

Ehrenamt die persönlichen und zeitlichen Ressourcen für eine seinen Lebensunterhalt

sichernde Erwerbstätigkeit verbleiben. Die in der Hauptsatzung aufgeführten Aufgaben

und Verantwortlichkeiten sind mit einem zeitlichen Aufwand verbunden, der mehr für

eine Ausübung aus ideellen Gründen als für eine Erwerbsabsicht spricht. Obwohl die

subjektive Sicht des Einzelnen nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung des BSG

für die Frage der Entgeltlichkeit nicht ausschlaggebend sein soli, sprechen hier die Um-

stände des Einzelfalls ebenfalls eher für das Überwiegen der ideellen Zwecke und der

Unentgeltlichkeit. Denn der Beigeladene zu 1. ist ausweislich der Pressemitteilung der

Mitteldeutschen Zeitung vom 10. Mai 2019 bereits seit 1990 Bürgermeister in Abtlöbnitz

gewesen und bringt sich in verschiedenen Funktionen in die Gestaltung des öffentlichen

Lebens vor Ort ein.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs. 1 S. 1 SGG in Verbindung mit § 154

Abs. 1 und 2 Verwaltungsgerichtsordnung (VwG0). Die Beigeladenen haben selbst kei-

nen Antrag gestellt und sich damit auch nicht in ein Kostenrisiko begeben, § 162 Abs. 3
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VwGO. Vor diesem Hintergrund hat der Senat ihnen keine Kostenerstattung zugespro-

chen.

Gründe für eine Zulassung der Revision im Sinne von § 160 Abs. 2 SGG liegen nicht

vor. Es handelt sich um eine Einzelfallentscheidung auf gesicherter Rechtsgrundlage,

ohne dass der Senat von einer Entscheidung der in § 160 Abs. 2 Nr. 2 SGG genannten

Gerichte a bwe icht.
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Rechtsmittelbelehrung und
Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe

I. Rechtsmittelbelehrung

Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie

nachträglich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die

Nichtzulassung der Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde ange-

fochten werden.

Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbe-

vollmächtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung schriftlich o-

der in elektronischer Form beim Bundessozialgericht einzulegen. Rechtsanwälte, Behör-

den oder juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur

Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse müssen die Be-

schwerde als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 Sozialgerichtsgesetz -

SGG). Die Beschwerde muss bis zum Ablauf dieser Frist beim Bundessozialgericht ein-

gegangen sein und die angefochtene Entscheidung bezeichnen.

Anschriften:

- bei Brief und Postkarte: 34114 Kassel

- bei Eilbrief, Telegramm, Paket und Päckchen: Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel

Telefax-Nummer: 0561 3107-475

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments ge-

wahrt, das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

• von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder

• von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg

gem. § 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur

qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die techni-

schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das beson-

dere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung -
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ERVV) in der jeweils gültigen Fassung. Weitere lnformationen hierzu können über das

lnternetportal des Bundessozialgerichts (www. bsg.bund.de) abgerufen werden.

Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen

1. Rechtsanwälte,

2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mit-

gliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkom-

mens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung

zum Richteramt besitzen,

3. selbstständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer

Zwecksetzung für ihre Mitglieder,

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder,

5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse

solcher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammen-

schlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder,

6. Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche lnteressen-

vertretung, die Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen

Entschädigungsrecht oder der behinderten Menschen wesentlich umfassen und die

unter Berücksichtigung von Art und Umfang ihrer Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkrei-

ses die Gewähr für eine sachkundige Prozessvertretung bieten, für ihre Mitglieder,

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der

in den Nrn. 3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person

ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und

ihrer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer

Ausrichtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn

die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet.

Die Organisationen zu den Nrn. 3 bis 7 müssen durch Personen mit Befähigung zum

Richteramt handeln.

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen

zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sowie private

Pflegeversicherungsunternehmen können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähi-

gung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer

Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von

ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten
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lessen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe der Nrn. 1 bis 7 zur Vertretung berechtigt ist,

kann sich selbst vertreten.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung von

einem zugelassenen Prozessbevollmächtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu

begründen. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts

einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusam-

menschlüsse müssen die Beschwerde als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d

Satz 1 Sozialgerichtsgesetz - SGG).

In der Begründung muss dargelegt werden, dass

• die Rechtsache grundsätzliche Bedeutung hat oder

• die Entscheidung von einer zu bezeichnenden Entscheidung des Bundesssozialge-

richts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des

Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder

• ein zu bezeichnender Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene Ent-

scheidung beruhen kann. Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der §§ 109

und 128 Abs. 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nicht und eine Verletzung

des § 103 SGG nur gerügt werden, soweit das Landessozialgericht einem Beweis-

antrag ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.

11. Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe

Für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision vor dem Bundes-

sozialgericht kann ein Beteiligter Prozesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung eines

Rechtsanwalts beantragen.

Der Antrag kann von dem Beteiligten persönlich gestellt werden; er ist beim Bundesso-

zialgericht schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen oder mündlich vor dessen

Geschäftsstelle zu Protokoll zu erklären. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Per-

sonen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentli-

chen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse müssen den Antrag als elektronisches

Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 Sozialgerichtsgesetz - SGG).

Dem Antrag sind eine Erklärung des Beteiligten über seine persönlichen und wirtschaft-

lichen Verhältnisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten)
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sowie entsprechende Belege beizufügen; hierzu ist der für die Abgabe der Erklärung

vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der Vordruck ist kostenfrei bei alien Gerich-

ten erhältlich. Er kann auch über das lnternetportal des Bundessozialgerichts

(www.bsg.bund.de) heruntergeladen und ausgedruckt werden.

lm Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs ist der Vordruck in Papierform auszufül-

len, zu unterzeichnen, einzuscannen, qualifiziert zu signieren und dann in das elektroni-

sche Gerichtspostfach des Bundessozialgerichts zu übermitteln.

Falls die Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten

eingelegt ist, müssen der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Erklä-

rung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nebst den Belegen inner-

halb der Frist für die Einlegung der Beschwerde beim Bundessozialgericht eingegangen

sein.

1st dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem Recht,

einen Rechtsanwalt zu wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der beizuord-

nende Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewählt.

Ill. Ergänzende Hinweise

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übri-

gen Beteiligten beigefügt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um

zwei weitere Abschriften. Dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs.

Klamann Hüntemeyer Yokota

Beglaubigt
Halle (Saale), 24. Mai 2023

Jiistizobersekretärin
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Dienstsiegel
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